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Anordnung 
zur Internationalen Konvention 
über die zivilrechtliche Haftung 
für Ölverschmutzungsschäden

vom 20. Oktober 1978
>

Zur Durchführung der Internationalen Konvention vom
29. November 1969 über die zivilrechtliche Haftung für Ölver­
schmutzungsschäden (Bekanntmachung vom 18. August 1978 
[GBl. II Nr. 5 S. 74]) — nachfolgend Konvention genannt — und 
auf Grund der §§ HO und 142 des Seehandelsschiffahrtsgesetzes 
der Deutschen Demokratischen Republik — SHSG — vom 
5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 7 S. 109) wird im Einvernehmen 
mit den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane fol­
gendes angeordnet:

(1) Der Eigentümer oder Reeder eines Schiffes, das der An­
ordnung vom 27. November 1975 über die Zulassung von 
Fahrzeugen zur Seefahrt (Sonderdruck Nr. 824 des Gesetzblat­
tes) unterliegt und mehr als 2 0001 öl als Massengutladung 
transportiert, hat zur finanziellen Sicherung von Schaden­
ersatzansprüchen aus Ölverschmutzungsschäden für eine Ver­
sicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit gemäß Ar­
tikel VII Abs. 1 der Konvention zu sorgen.

(2) Als Nachweis über das Bestehen einer Versicherung oder 
über das Vorhandensein einer sonstigen finanziellen Sicher­
heit ist ein entsprechendes Zertifikat (nachfolgend Haftungs­
zertifikat genannt) gemäß Artikel VII Abs. 2 der Konvention 
an Bord des Schiffes mitzuführen.

§ 2

(1) Für die Ausstellung des Haftungszertifikates ist das See­
fahrtsamt der Deutschen Demokratischen Republik (nachfol­
gend Seefahrtsamt genannt) zuständig.

(2) Die Ausstellung des Haftungszertifikates bedarf eines 
schriftlichen Antrages des Eigentümers oder Reeders. Der An­
trag hat zu enthalten:
1. Name, Unterscheidungssignal und Heimathafen des Schif­

fes,
2. Name und Anschrift des Eigentümers oder des Reeders,
3. Art der Sicherheit,
4. Name und Anschrift des Versicherers oder des Sicherheits­

gebers.

(3) Dem Antrag ist eine schriftliche Erklärung des Versiche­
rers oder Sicherheitsgebers darüber beizufügen, daß

a) eine Versicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit 
nach Maßgabe der Konvention besteht und

b) eine vorzeitige Beendigung oder Änderung der Versiche­
rung oder sonstigen finanziellen Sicherheit, die dazu 
führt, daß diese den Anforderungen der Konvention 
nicht mehr genügt, Dritten gegenüber erst 3 Monate nach 
Anzeige der Beendigung oder Änderung an das See­
fahrtsamt wirksam wird.

(4) Das Seefahrtsamt hat zu prüfen, ob die Versicherung 
oder die sonstige finanzielle Sicherheit ausreichend ist, und 
kann gegebenenfalls weitere Angaben und Erklärungen ver­
langen.

§3
(1) Die Gültigkeitsdauer des Haftungszertifikates ist vom 

Seefahrtsamt festzulegen. Sie darf 5 Jahre, gerechnet vom Tag 
der Ausstellung, und den Zeitraum, für den die Versicherung 
oder die sonstige finanzielle Sicherheit besteht, nicht über­
schreiten.

(2) Das Seefahrtsamt ist berechtigt, das Haftungszertifikät 
vor Ablauf der Gültigkeitsdauer einzuziehen, wenn Grund zu

der Annahme besteht, daß die Versicherung oder die sonstige 
finanzielle Sicherheit nicht mehr den Anforderungen der 
Konvention entspricht.

§4

Für die Ausstellung des Haftungszertifikates werden Ge­
bühren gemäß den Rechtsvorschriften! erhoben.

§5

Wird dem' Eigentümer oder Reeder gemäß § 1 Abs. 1 be­
kannt, daß die Voraussetzungen, die der Erteilung des Haf­
tungszertifikates zugrunde lagen, sich ändern werden oder 
nicht mehr gegeben sind, ist er verpflichtet, das Seefahrtsamt 
unverzüglich davon zu unterrichten.

§ 6

(1) Die von der zuständigen Behörde eines Vertragsstaates 
der Konvention ausgestellten Haftungszertifikate oder ande­
ren der Konvention entsprechenden Bescheinigungen werden 
anerkannt. Sie sind gemäß § HO SHSG beim Einlaufen in die 
Territorialgewässer oder inneren Seegewässer der Deutschen 
Demokratischen Republik (nachfolgend Seegewässer der DDR 
genannt) und beim Verlassen der Seegewässer der DDR an 
Bord mitzuführen.

(2) Für ein Schiff eines Staates, der nicht Vertragsstaat der 
Konvention ist, kann zur Erfüllung der Verpflichtung gemäß 
§ HO SHSG auf Antrag, der in deutscher oder englischer 
Sprache abzufassen ist, ein Haftungszertifikat gemäß den Be­
stimmungen dieser Anordnung ausgestellt werden. Das gilt 
auch für ein Schiff eines Vertragsstaates der Konvention, das 
kein oder ein ungültiges Haftungszertifikat an Bord mitführt.

§7

(1) Die Aufsicht über die Einhaltung dieser Anordnung ob­
liegt dem Seefahrtsamt.

(2) Die Beauftragten des Seefahrtsamtes sind zur Durchset­
zung dieser Anordnung berechtigt, Schiffe in den Seegewäs­
sern der DDR anzuhalten, zu betreten und die erforderlichen 
Kontrollen durchzuführen.

(3) Schiffen, auf denen kein oder ein ungültiges Haftungs­
zertifikat mitgeführt wird, kann durch die Beauftragten des 
Seefahrtsamtes untersagt werden,

a) in die Seegewässer der DDR einzulaufen, sie zu durch­
fahren oder zu verlassen,

b) öl in diesen Gewässern umzuschlagen.
Schiffen gemäß § 1 Abs. 1 kann in diesen Fällen der Fahrt­
erlaubnisschein entzogen werden.

§ 8
(1) Gegen
a) die Verweigerung eines Haftungszertifikates durch das 

Seefahrtsamt,
b) Weisungen der Beauftragten des Seefahrtsamtes gemäß 

§ 7 Abs. 3

(nachfolgend Entscheidung genannt) kann Beschwerde ein­
gelegt werden. Der von der Entscheidung Betroffene ist dar­
über zu belehren, daß er Beschwerde einlegen kann.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter An­
gabe der Gründe innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Zu­
gang oder Bekanntgabe der Entscheidung beim Leiter des 
Seefahrtsamtes einzulegen.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 1

1 Z. Z. gilt die Anordnung vom 15. November 1968 über die Gebühren­
tarife des Verkehrswesens (Sonderdruck Nr. 603 des Gesetzblattes).


